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GEMEINDE BOLDEKOW 
 

Klarstellung - und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang  
bebauten Ortsteil Rubenow  

 
Aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Ziffer 1 und 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) sowie nach § 86 Landesbauordnung Mecklen-
burg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015, zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 26.  Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033)  und § 5 Kommunalverfassung Mecklenburg-
Vorpommern vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2023 (GVOBI. MV S. 934,  939), hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Boldekow am 
……………..… . die nachfolgende Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang be-
bauten Ortsteil Rubenow der Gemeinde Boldekow erlassen.  
 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1. Räumlicher Geltungsbereich 
 
 Der Geltungsbereich gilt für den Bereich, der in der Planzeichnung als Satzungsgebiet darge-
 stellt ist. Die Planzeichnung ist Bestandteil dieser Satzung.  

 
 

2. Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 2 BauGB 
 (Text Teil B) 
 
2.1 Das Maß der baulichen Nutzung und die Gestaltung der Gebäude auf den Ergänzungsflächen 
 haben sich der Nutzung und Bauweise der angrenzenden bebauten Grundstücke anzupassen. 
 
2.2 Innerhalb der Ergänzungsflächen ist ausschließlich die Errichtung von Wohngebäuden zulässig. 
 
 
3. Ausgleichsmaßnahmen 
 
 Gemäß § 14 BNatSchG sind Eingriffe in den Naturhaushalt auszugleichen.  
 
 Der Eingriff im Plangebiet ist wie folgt auszugleichen:  
 
 In Abhängigkeit von der Flächenversiegelung auf den betreffenden Grundstücken ist pro   100 
 m² versiegelter Fläche die Pflanzung von mindestens  
 
 entweder 125 m²  Strauchpflanzung  (2 x verpflanzte Qualität)  
 oder        5 Stück  Baum   (2 x verpflanzt, Stammumfang 16 - 18/  
        Obstbäume 10 - 12)  
 
 aus vorwiegend einheimischen und standorttypischen Gehölzen vorzunehmen. 
 
 Die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen auf den privaten Grundstücken ist spätestens in der 
 auf den Abschluss der Baumaßnahmen folgenden Vegetationsperiode fertigzustellen. 
 
 
4. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
 von Boden, Natur und Landschaft 
 
4.1 Vermeidungsmaßnahmen 
 Zum Schutz der Vögel sind Baumfällungen zwischen dem 01. Oktober und dem 01. März 
 durchzuführen. 

4.2 Fällung von gesetzlich geschützten Bäumen 
 Bei beabsichtigter Fällung von gesetzlich geschützten Bäumen (§ 18 BNatSchAG M-V) sind 
 diese im Jahr vor der Fällung auf Vorkommen von Fledermäusen; Eremiten und avifaunisti-
 scher Arten zu untersuchen. Werden bei den Untersuchungen Vorkommen von Fleder- 
 mäusen, Eremit oder avifaunistischer Arten festgestellt, ist eine Ausnahmegenehmigung von 
 den Verboten des § 44 Abs. 1 BNatSchG erforderlich und sind Vermeidungs- oder Ersatz-
 maßnahmen nach Anweisung des Gutachters durchzuführen. Die Maßnahmen sind vor Bau- 
 beginn durch einen Sachverständigen durchzuführen. Über die Untersuchung und die  
 Kontrollen der Maßnahmenumsetzung ist jeweils eine Dokumentation zu erstellen und der  
 unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. 
 
 
II. Nachrichtliche Übernahme und Hinweise  
 (§ 9 Abs. 6 BauGB) 
 
1.  Baudenkmalschutz 
 

1.1 Im Bereich der Ortslage Rubenow sind folgende Baudenkmale der Liste der Baudenkmale des 
 Landkreises Vorpommern-Greifswald bekannt: 
 

 Pos. OVP 1512 - Dorfanger, Straßenpflasterung 
  (Gemarkung Rubenow, Flur 2, Flurstück 31/4) 

 Pos. OVP 1513 - ehem. Dorfkrug, Saalanbau 
  (Gemarkung Rubenow, Flur 2, Flurstück 25) 

 Pos. OVP 1514 - Friedhof, Umfassungsmauer mit Toranlage, Glockenstuhl, historische 
Grabzeichen und -gitter 

  (Gemarkung Rubenow, Flur 2, Flurstück 26) 
 
1.2 In den Ergänzungsbereichen sind derzeit keine Baudenkmale bekannt.  
 
2.  Bodendenkmalschutz 
 

2.1 Im Bereich der Ortslage Rubenow sind folgende Bodendenkmale der Liste der Bodendenkmale 
 bekannt: 
 

 Bodendenkmal „Blau“, Fundplatz 1, Gemarkung Rubenow 
  (Gemarkung Rubenow, Flur 1, Flurstücke (anteilig) 13, 14, 15, 16, 17, 42) 

 Bodendenkmal „Blau“, Fundplatz 2, Gemarkung Rubenow 
  (Gemarkung Rubenow, Flur 1, Flurstück 42) 

 
2.2 In den Ergänzungsflächen sind derzeit keine Bodendenkmale bekannt. 
 
2.3 Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen  
 Werden bei den Erdarbeiten Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen entdeckt, von 
 denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 1 DSchG M-V ein öffentliches 
 Interesse besteht, z. B. archäologische Funde oder auffällige Bodenverfärbungen, ist gemäß  
 § 11 DSchG M-V die untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen. 
 
 Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder 
 zufällige Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. Der Fund und die Fundstelle sind 
 in unverändertem Zustand zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang 
 der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmal-
 schutzbehörde kann im Benehmen mit dem zuständigen Landesamt die Frist im Rahmen des 
 Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder die Bergung des Denkmals 
 dies erfordert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3.  Denkmalpflege  
 

3.1 Im Allgemeinen gilt: Alle Veränderungen am Denkmal und in seiner Umgebung, wenn das  
 Erscheinungsbild erheblich beeinträchtigt ist, sind genehmigungspflichtig. Gemäß § 7 Abs. 1 
 DSchG M-V ist die untere Denkmalschutzbehörde bzw. gemäß § 7 Abs. 6 DSchG M-V die  
 zuständige Behörde die Genehmigungsbehörde.  
 
3.2 Bezüglich der Betroffenheit von Kirchen und Friedhöfen ist für Aufgaben des Denkmalschutzes 
 (Maßnahmen nach §§ 7, 9, 18 und 22 DSchG M-V) gemäß Vereinbarung zwischen dem Land 
 Mecklenburg-Vorpommern und der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und 
 der Pommerschen Evangelischen Kirche, Bekanntmachung des Kultusministeriums vom 
 03.05.1996, die Zuständigkeit der kirchlichen Bauämter zu beachten (Evangelisch-Lutherische 
 Kirche in Norddeutschland, Landeskirchenamt, Dezernat Bauwesen, Standort Greifswald,  
 Rudolf-Breitscheid-Straße 32, 17489 Greifswald).  
 
 Dies betrifft i. d. R. Baudenkmale in der Gemeinde Boldekow, OT Rubenow, wenn sich die 
 Grundstücke mit den Baudenkmalen im Eigentum der evangelischen Kirchengemeinde  
 Boldekow-Wusseken über den Pommerschen evangelischen Kirchenkreis befinden (Pos. OVP 
 1514 Friedhof, Boldekow, OT Rubenow, Rubenow 24, Gemarkung Rubenow A, Flur 2, Flurstück 
 28). 
 
3.3 Gemäß § 7 Abs. 2 DSchG M-V gilt: Der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörden 
 bedarf, wer in der Umgebung von Denkmalen Maßnahmen durchführen will, wenn hierdurch das 
 Erscheinungsbild oder die Substanz des Denkmals erheblich beeinträchtigt wird.  Zudem ist im 
 Zuge der Genehmigung § 7 Abs. 6 DSchG M-V zu beachten, welcher besagt: Erfordert die  
 genehmigungspflichtige Maßnahme nach anderen gesetzlichen Bestimmungen eine Planfest- 
 stellung, Genehmigung, Erlaubnis, Bewilligung, Zulassung oder Zustimmung, so ersetzt diese 
 Entscheidung die Genehmigung nach Absatz 1. Die nach Satz 1 zuständigen Behörden haben 
 vor der Erteilung einer Genehmigung das Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen Landes-
 amt herzustellen. Kann das Einvernehmen nicht binnen vier Wochen hergestellt werden, so 
 entscheidet die zuständige oberste Landesbehörde innerhalb von vier Wochen  abschließend.  
 
 Insbesondere muss vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und Doku-
 mentation der betroffenen Teile der mit der Farbe (Blau) gekennzeichneten Bodendenkmale 
 sichergestellt werden. Die Kosten für diese Maßnahme trägt der Verursacher des Eingriffs  
 gemäß § 6 Abs. 5 DSchG M-V. Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung 
 und Dokumentation des Bodendenkmals ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege recht-
 zeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten.  
 
3.4 Hinweis: 
 

 Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen kann beim Landesamt für 
 Kultur und Denkmalpflege, Domhof 4/5 in 19055 Schwerin erhalten werden. 
 
 
III. Inkrafttreten 
 
Die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Rubenow der 
Gemeinde Boldekow tritt am Tag nach ihrer ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
 
 
_______________________       ______________________________ 
Ort, Datum        Unterschrift 
 
 

Allgemeine Hinweise 
 
1 Fällungen von gesetzlich geschützten Bäumen 
 
 Die Fällung von gesetzlich geschützten Bäumen ist genehmigungspflichtig. Die Kompensation 
 richtet sich grundsätzlich nach dem Baumschutzkompensationserlass vom 15. Oktober 2007. 
 Gemäß Erlass sind u. a. EinzeIbäume ab 50 cm Stammumfang geschützt, wenn diese im 
 Rahmen von Bauvorhaben betroffen sind. Erforderliche Anträge auf Fällungen von gesetzlich 
 geschützten Bäumen sind bei der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises zu stellen. 
 
 
2 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachbereich Denkmalschutz 
 
 1. Baudenkmalschutz 
 
 Im Bereich der Ortslage Rubenow sind folgende Baudenkmale der Liste der Baudenkmale des 
 Landkreises Vorpommern-Greifswald bekannt: 
 

 Pos. OVP 1512 – Dorfanger, Straßenpflasterung 
 (Gemarkung Rubenow, Flur 2, Flurstück 31/4) 
 

 Pos. OVP 1513 – ehem. Dorfkrug, Saalanbau 
 (Gemarkung Rubenow, Flur 2, Flurstück 25) 
 

 Pos. OVP 1514 – Friedhof, Umfassungsmauer mit Toranlage, Glockenstuhl, 
historische Grabzeichen und –gitter 

 (Gemarkung Rubenow, Flur 2, Flurstück 26) 
 

 In den Ergänzungsbereichen sind derzeit keine Baudenkmale bekannt.  
 
 2. Bodendenkmalschutz 
 
 Im Bereich der Ortslage Rubenow sind folgende Bodendenkmale der Liste der 
 Bodendenkmale bekannt: 
 

 Bodendenkmal „Blau“, Fundplatz 1, Gemarkung Rubenow 
 (Gemarkung Rubenow, Flur 1, Flurstücke (anteilig) 13, 14, 15, 16, 17, 42) 
 

 Bodendenkmal „Blau“, Fundplatz 2, Gemarkung Rubenow 
 (Gemarkung Rubenow, Flur 1, Flurstück 42) 
 

 In den Ergänzungsflächen sind derzeit keine Bodendenkmale bekannt. 
 
 Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen  
 
 Werden bei den Erdarbeiten Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen entdeckt, von 
 denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 1 DSchG M-V ein  
 öffentliches Interesse besteht, z. B. archäologische Funde oder auffällige Bodenver- 
 färbungen, ist gemäß § 11 DSchG M-V die untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen. 
 Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer  
 oder zufällige Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. Der Fund und die 
 Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt 5 
 Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. 
 Die untere Denkmalschutzbehörde kann im Benehmen mit dem zuständigen Landesamt die 
 Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder die  
 Bergung des Denkmals dies erfordert.  
 
 
 
 
 

 3. Denkmalpflege  
 
 Im Allgemeinen gilt: Alle Veränderungen am Denkmal und in seiner Umgebung, wenn das 
 Erscheinungsbild erheblich beeinträchtigt ist, sind genehmigungspflichtig. Gemäß § 7 Abs. 1 
 DSchG M-V ist die untere Denkmalschutzbehörde bzw. gemäß § 7 Abs. 6 DSchG M-V die 
 zuständige Behörde Genehmigungsbehörde.  
 
 Zudem ist im Zuge der Genehmigung § 7 Abs. 2 DSchG M-V zu beachten, welcher besagt: 
 Erfordert die genehmigungspflichtige Maßnahme nach anderen gesetzlichen Bestimmungen 
 eine Planfeststellung, Genehmigung, Erlaubnis, Bewilligung, Zulassung oder Zustimmung, so 
 ersetzt diese Entscheidung die Genehmigung nach Absatz 1. Die nach Satz 1 zuständigen 
 Behörden haben vor der Erteilung einer Genehmigung das Einvernehmen mit dem fachlich 
 zuständigen Landesamt herzustellen. Kann das Einvernehmen nicht binnen vier Wochen 
 hergestellt werden, so entscheidet die zuständige oberste Landesbehörde innerhalb von vier 
 Wochen abschließend. 
 
 Insbesondere muss vor Beginn jeglicher Erdarbeiten die fachgerechte Bergung und Doku-
 mentation der betroffenen Teile der mit der Farbe (Blau) gekennzeichneten Bodendenkmale 
 sichergestellt werden. Die Kosten für diese Maßnahme trägt der Verursacher des Eingriffs 
 gemäß § 6 Abs. 5 DSchG M-V. Uber die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung 
 und Dokumentation des Bodendenkmals ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege 
 rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten.  
 
 Hinweis: 
 
 Eine Beratung zur Bergung und Dokumentation von Bodendenkmalen erhalten Sie beim 
 Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Domhof 4/5 in 19055 Schwerin. 
  
 
3 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachbereiche Abfallwirtschaft/ 
 Bodenschutz  
 
 Das Altlastenkataster für das Land Mecklenburg-Vorpommern wird vom Landesamt für 
 Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern, Goldberger Straße 12, 18273 
 Güstrow, anhand der Erfassung durch die Landräte der Landkreise und Oberbürgermeister 
 der kreisfreien Städte geführt. Zum Altlastenverdacht muss jeweils eine Abfrage im Zuge der  
 Objektplanung erfolgen. Entsprechende Auskünfte aus dem Altlastenkataster sind dort 
 erhältlich. Die untere Bodenschutzbehörde weist im Allgemeinen für Baumaßnahmen auf die 
 Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes hin. 
  
 Zu beachten ist auch das Bundes-Bodenschutzgesetz und das Landesbodenschutzgesetz. 
 Gemäß § 4 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzgesetz hat jeder, der auf den Boden einwirkt, sich so 
 zu verhalten, dass keine schädlichen Bodenveränderungen hervorgerufen werden und somit 
 die Vorschriften dieses Gesetzes eingehalten werden. Die Zielsetzungen und Grundsätze des 
 BBodSchG und des Landesbodenschutzgesetzes sind zu berücksichtigen.  
 
 Soweit im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfallen bzw. Bodenmaterial auf 
 dem Grundstück auf- oder eingebracht werden soll, haben die nach § 7 Bundes-Boden-
 schutzgesetz Pflichtigen Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu 
 treffen, die standorttypischen Gegebenheiten sind hierbei zu berücksichtigen.  
 
 Die Forderungen der §§ 10 bis 12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
 (BBodSchV) sind zu beachten. Auf die Einhaltung der Anforderungen der DIN 19731 (Ver-
 wertung von Bodenmaterial 5/1998) wird besonders hingewiesen.  
 
 Der bei den Bauarbeiten anfallende und zur Wiederverwendung Vorort vorgesehene und 
 geeignete Bodenaushub ist getrennt nach Bodenarten zu lagern und getrennt nach Boden-
 arten wieder einzubauen. Nachweislich mit Schadstoffen belasteter Bodenaushub ist einer 
 den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Entsorgung zuzuführen.  
 
 
 
 Falls bei Erdarbeiten Anzeichen von schädlichen Bodenveränderungen (z.B. abartiger, 
 muffiger Geruch, anormale Färbung des Bodenmaterials, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, 
 Reste alter Ablagerungen) auftreten, ist die untere Bodenschutzbehörde im Umweltamt des 
 Landkreises umgehend zu informieren. 
 
 Die bei den Arbeiten anfallenden Abfälle sind laut §§ 7 und 15 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
 (KrWG) einer nachweislich geordneten und gemeinwohlverträglichen Verwertung bzw.  
 Beseitigung zuzuführen. Bauschutt und andere Abfälle sind entsprechend ihrer Beschaffenheit 
 sach- und umweltgerecht nach den gesetzlichen Bestimmungen zu entsorgen (zugelassene 
 Deponien, Aufbereitungsanlagen usw.). 
 
 Es ist darauf zu achten, dass im gesamten Vorhabenraum die Lagerung von Baustoffen  
 flächensparend erfolgt. Baustellzufahrten sind soweit wie möglich auf vorbelasteten bzw. 
 entsprechend befestigten Flächen anzulegen. Durch den Einsatz von Fahrzeugen,  
 Maschinen und Technologien, die den technischen Umweltstandards entsprechen, sind die 
 Auswirkungen auf den Boden so gering wie möglich zu halten. Nach Beendigung der  
 Baumaßnahme sind Flächen, die temporär als Baunebenflächen, Bauzufahrten oder zum 
 Abstellen von Fahrzeugen genutzt werden wieder herzurichten. Insbesondere sind die  
 Bodenverfestigungen zu beseitigen.  
 
 Sollten bei Erdarbeiten Auffälligkeiten wie unnatürliche Verfärbungen bzw. Gerüche des  
 Bodens auftreten, ist der Landrat zu informieren. Der Grundstückbesitzer ist als Abfallbesitzer 
 nach §§ 10 und 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/ AbfG) zur ordnungs-
 gemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet.  
 
 Die Verwertung bzw. Beseitigung von Abfällen hat entsprechend der Vorschriften des Kreis-
 laufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und der auf Grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsver-
 ordnung zu erfolgen.  
 
 Seit dem 01. August 2023 gilt die Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV). Die darin 
 enthaltenen gesetzlichen Regelungen sind einzuhalten. Die Anforderungen an die stoffliche 
 Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen – Technische Regeln der Länderarbeits-
 gemeinschaft Abfall (TR LAGA M20), sind nicht mehr anzuwenden.  
 
 Mit der Novellierung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung, welche am 
 01.08.2023in Kraft getreten ist, sind jederzeit die Anforderungen der §§ 6 – 8 für das Auf- und 
 Einbringen von Materialien auf oder in den Boden zu beachten. 
 
 Bei Abbruch- und Baumaßnahmen anfallender unbelasteter Bauschutt ist einer zugelassenen 
 Bauschuttaufbereitungsanlage zuzuführen. Eine Verbringung auf eine für Hausmüll oder 
 hausmüllähnliche Gewerbeabfälle zugelassene Deponie ist untersagt (§ 18 AbfWG M-V).  
 
 Vor Beginn der Umbau-, Abbruch- und Sanierungsarbeiten ist eine Überprüfung auf das 
 Vorhandensein asbesthaltiger Materialien und Bauteile erforderlich. Bei Abbruch, Transport 
 und bei Ablagerung von Zementasbestbestandteilen (Abf.Sch|.Nr. 170105) sind die Forder-
 ungen der TRGS 519 strikt einzuhalten.  
 
 Nachweisliche kontaminierter Straßenaufbruch, Bauschutt oder Bodenaushub ist als gefähr-
 licher Abfall einzustufen und darf nur in dafür zugelassenen Anlagen durch entsprechende 
 Unternehmen entsorgt oder behandelt werden.  
 
 Zu diesen gefährlichen Abfällen zählen auch Teerpappen bzw. mit Teerpappen behaftete 
 Baustoffe, teerhaltige Isolierpappen bzw. teerhaltiger Straßenaufbruch.  
 
 Zuwege zu Abfallbehälterstandplätzen sind so anzulegen, dass ein Rückwärtsfahren nicht 
 erforderlich ist.  
 
 Die Zuwege sollen ohne Gefährdung befahrbar sein und Wendemöglichkeiten z.B. am Ende 
 von Sackgassen bieten.  
 
 
   Die bei der geplanten Baumaßnahme anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß und schadlos 
 zu verwerten (§ 7 KrWG) oder, soweit eine Verwertung technisch nicht möglich oder wirt-
 schaftlich nicht zumutbar ist, unter Wahrung des Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen (§ 
 15 KrWG).  
 
 Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im Plangeltungsbereich keine Altlasten  oder andere 
 Bodenverunreinigungen bekannt.  
 

 Das anfallende Niederschlagswasser von ggf. neu zu errichtenden öffentlichen befestigten 
 Flächen (Straße, Plätze) sollte am Ort des Anfalls über Bankette und Sickermulden abgeleitet 
 werden, wenn es die örtlichen Gegebenheiten zulassen. Die Nebenanlagen zur Ableitung des 
 Niederschlagswassers sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten 
 und zu betreiben. Sofern das anfallende Niederschlagswasser der befestigten Flächen gefasst 
 und über Anlagen in ein Gewässer (auch Grundwasser) geleitet wird, ist eine
 wasserrechtliche Erlaubnis bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises zu  
 beantragen (Ansprechpartner: Herr Brandenburg, Tel.: 03834 / 8760 3263). 
 
 Es ist eine Stellungnahme des zuständigen Wasser- und Bodenverbandes „Untere Peene“ 
 einzuholen, ob sich im Vorhabengebiet ggf. Rohrleitungen befinden. Rohrleitungen und 
 Uferbereiche von Gewässern II. Ordnung (z. B. Gräben) sind entsprechend § 38 
 Wasserhaushaltsgesetz in einem Abstand von mind. 5 Metern ab Böschungsoberkante von 
 einer Bebauung auszuschließen / von dem geplanten Bauvorhaben freizuhalten. 
  
 Hinweise: 
 
 Der Plangeltungsbereich befindet sich in keiner rechtskräftigen Trinkwasserschutzzone. Für 
 zukünftige Bauvorhaben (Wohn- oder Gewerbegebäude) sind folgende Hinweise zu beachten: 
 
 Falls der Einbau von Erdwärmesondenanlagen (Wärmepumpen) vorgesehen ist, ist dafür vor 
 Beginn der Arbeiten zur Errichtung dieser Anlage gesondert eine wasserrechtliche Erlaubnis 
 bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald zu beantragen 
 (Ansprechpartner: Frau Schlosser, Tel.: 03834 / 87603264). 
 
 Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 (Anlagenverordnung – AwSV) vom 18. April 2017 (BGBI. 2017 Teil I Nr. 22) ist einzuhalten. 
 
 Nach § 62 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dürfen Anlagen zum Lagern, Abfüllen, 
 Herstellen und Behandeln von wassergefährdenden Stoffen nur entsprechend den allgemein 
 anerkannten Regeln der Technik beschaffen sein sowie errichtet, unterhalten, betrieben und 
 stillgelegt werden. 
 
  Die Lagerung und Verwendung von wassergefährdenden Stoffen (z. B. Heizöl u. ä.) ist  
 gemäß § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit § 20 (1) des Wassergesetzes 
 des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG) bei der unteren Wasserbehörde des Land-
 kreises Vorpommern-Greifswald anzeigepflichtig (Ansprechpartner: Herr Brandenburg,  Tel.:
 03834 / 8760 3263).  
 
 Sollten bei den Erdarbeiten Dränagen oder auch andere hier nicht erwähnte 
 Entwässerungsleitungen angetroffen und beschädigt werden, so sind sie in jedem Falle 
 wieder funktionstüchtig herzustellen, auch wenn sie zum Zeitpunkt der Bauarbeiten 
 trockengefallen sind. Der zuständige Wasser- und Bodenverband ist zu informieren. 
 
 Falls eine Grundwasserabsenkung erfolgen soll, ist dafür rechtzeitig vor Beginn der 
 Baumaßnahme bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald 
 eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Angaben zu Entnahmemenge, Beginn der  
 Absenkung, Zeitraum, geplante Absenktiefe, Einleitstelle des geförderten Grundwassers  
 sowie ein Lageplan sind anzugeben bzw. vorzulegen (Ansprechpartner: Frau Schlosser, Tel.: 
 03834 / 87603264). 
 
 
7 Bautechnischer Brandschutz 
 
 Es wird auf die Anforderungen seitens des bautechnischen Brandschutzes hingewiesen. 
 Diese muss demzufolge die Eigenschaften nach §4 LBauO MV aufweisen.  
 
 Grundlage für eine Bebauung ist die Erfüllung von §3 und 14 LBauO M-V. Dazu zählt ins-
 besondere eine gesicherte Löschwasserversorgung (Pflichtaufgabe der Gemeinde nach § 2 
 Brandschutzgesetz M-V).  
 
 

 Auf die Einhaltung der Hydranten-Richtlinie wird hingewiesen.  
 
 Die Hinweise sind für die nachfolgende Objektplanung zu beachten. 
 
 
 8 Belange des Landesamtes für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern 
 
 In dem Plangeltungsbereich befinden sich gesetzlich geschützte Festpunkte der amtlichen 
 geodätischen Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern. 
 
 In der Örtlichkeit sind die Festpunkte durch entsprechende Vermessungsmarken 
 gekennzeichnet („vermarkt“). 
 
 Vermessungsmarken sind nach § 26 des Gesetzes über das amtliche Geoinformations- und 
 Vermessungswesen (Geoinformations- und Vermessungsgesetz – GeoVermG M-V) vom 16. 
 Dezember 2010 (GVOBI. M-V S. 713) gesetzlich geschützt: 
 

 Vermessungsmarken dürfen nicht unbefugt eingebracht, in ihrer Lage verändert oder 
entfernt werden. 

 Zur Sicherung der mit dem Boden verbundenen Vermessungsmarken des Lage-,  
Höhen- und Schwerefestpunktfeldes darf eine kreisförmige Schutzfläche von zwei 
Metern Durchmesser weder überbaut noch abgetragen oder auf sonstige Weise  
verändert werden. Um die mit dem Boden verbundenen Vermessungsmarken von 
Lagefestpunkten der Hierarchiestufe C und D auch zukünftig für satellitengestützte 
Messverfahren (z. B. GPS) nutzen zu können, sollten im Umkreis von 30 m um die 
Vermessungsmarken Anpflanzungen von Bäumen oder hohen Sträuchern vermieden 
werden. Dies gilt nicht für Lagefestpunkte (TP) 1.-3. Ordnung. 

 Der feste Stand, die Erkennbarkeit und die Verwendbarkeit der Vermessungsmarken 
dürfen nicht gefährdet werden, es sei denn, notwendige Maßnahmen rechtfertigen 
eine Gefährdung der Vermessungsmarken. 

 Wer notwendige Maßnahmen treffen will, durch die geodätische Festpunkte gefährdet 
werden können, hat dies unverzüglich dem Amt für Geoinformation, Vermessungs- 
und Katasterwesen mitzuteilen. 
 

 Falls Festpunkte bereits jetzt durch das Bauvorhaben gefährdet sind, ist rechtzeitig (ca. 4 
 Wochen vor Beginn der Baumaßnahmen) ein Antrag auf Verlegung des Festpunktes beim 
 Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen zu stellen. 
 
 Ein Zuwiderhandeln gegen die genannten gesetzlichen Bestimmungen ist eine 
 Ordnungswidrigkeit und kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. Ggf. 
 können Schadenersatzansprüche geltend gemacht werden. 
 
 Das Merkblatt über die Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte ist zu beachten. 
  
 Aufnahmepunkte sind zu schützen. 
 
 
9 Belange des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und 
 Katastrophenschutz Mecklenburg-Vorpommern 
 
 Munitionsfunde sind in Mecklenburg-Vorpommern nicht auszuschließen.  
 
 Gemäß § 52 LBauO ist der Bauherr für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
 verantwortlich. Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten als Bauherr hingewiesen,  
 Gefährdungen für auf der Baustelle arbeitende Personen so weit wie möglich auszu- 
 schließen. Dazu kann auch die Pflicht gehören, vor Baubeginn Erkundungen über eine 
 mögliche Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen.  
 
 
 
 

4 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachgebiet Verkehrsstelle  
 
 Bei der Ausfahrt vom Plangeltungsbereich auf die Straße muss ausreichend Sicht vorhanden 
 sein. 
 
 Durch (auch zu einem späteren Zeitpunkt geplante) Bebauung, Bepflanzung, parkende 
 Fahrzeuge oder Werbeanlagen dürfen keine Sichtbehinderungen für Verkehrsteilnehmer 
 entstehen. 
 
 Es wird auf die rechtzeitige und entsprechend den Vorschriften notwendige Beteiligung der 
 Behörde in Bezug auf Bauarbeiten, die die Erschließungsstraßen berühren, hingewiesen. Bei 
 Baumaßnahmen ist der Veranlasser verpflichtet, solche Technologien anzuwenden, mit  
 denen für den Verkehrsablauf die günstigste Lösung erzielt wird. Eine Gewährleistung des 
 Anliegerverkehrs, des Schülerverkehrs und der Rettungsfahrzeuge müssen gegeben sein. 
 
 Der Verkehrsablauf und die Sicherheit im Straßenverkehr besitzen gegenüber den Baumaß-
 nahmen, die zur Einschränkung bzw. zeitweiligen Aufhebung der öffentlichen Nutzung von 
 Straßen führen, den Vorrang. Die Grundsätze sind bereits in der Phase der Vorbereitung der 
 Baumaßnahme zu beachten.  
 
 Alle Baumaßnahmen bzw. Beeinträchtigungen, die den Straßenkörper mit seinen Nebenan-
 lagen betreffen, sind mit dem zuständigen Straßenbaulastträger abzustimmen.  
 
  Bei der Anbindung an das öffentliche Straßennetz und bei Bauarbeiten im öffentlichen  
 Verkehrsraum (Gehweg, Straßen, usw.) durch den Bau ausführenden Betrieb ist zwei  
 Wochen vor Beginn der Bauphase eine verkehrsrechtliche Anordnung entsprechend § 44 Abs. 
 1 und § 45 Abs. 1 und 6 StVO die Genehmigung auf Verkehrsraumeinschränkung bei der 
 Straßenverkehrsbehörde des Landkreises einzuholen. Der Antrag ist mind. 14 Tage vor 
 Baubeginn einzuholen.  
 
 Sollten Änderungen an der bestehenden Beschilderung vorgenommen werden sowie an der 
 Markierung, ist ein Markierungs- und Beschilderungsplan der Straßenverkehrsbehörde des 
 Landkreises zur verkehrsrechtlichen Prüfung einzureichen. 
 
 
5 Belange des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Sachgebiet Wasserwirtschaft 
 
 Auflagen: 
 
 Die Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung ist mit dem zuständigen Zweckverband 
 Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Anklam abzustimmen. 
 
 Zum gegenwärtigen Zeitpunkt erfolgt die Abwasserbeseitigung im Ortsteil Rubenow dezentral 
 über vollbiologische Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben. Bei einer zukünftigen 
 Bebauung kann die Abwasserbeseitigung dezentral erfolgen, wenn keine wasserwirtschaft-
 lichen Belange dagegensprechen und die Art der Abwasserbehandlungsanlage dem Stand 
 der Technik entspricht.  
 
 Für die Errichtung einer vollbiologischen Kleinkläranlage ist vor der Errichtung eine 
 wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Die Errichtung einer abflusslosen Sammelgrube ist 
 bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald anzuzeigen 
 (Ansprechpartnerin: Frau Neuhaus, Tel.: 03834 / 8760 3233). 
 

 Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung (Kampfmittelauskunft) der in 
 Rede stehenden Flächen sind gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des  
 Landes-amtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz 
 M-V (LPBK M-V) erhältlich. Ein entsprechendes Auskunftsersuchen wird vor Bauausführung 
 empfohlen.  

 Sollte es zu einer Beschädigung kommen, wird die App „Trassendefender“ empfohlen, um 
 schnell und unkompliziert diese bei der Deutschen Telekom anzuzeigen. 
 
 
12 Belange des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern 
  
 Pflichten des Bauherrn nach Baustellenverordnung 
 
 Während der Vorbereitungs- und Ausführungsphase des Bauvorhabens sind vom Bauherrn 
 die Anforderungen aus der Baustellenverordnung einzuhalten zw. Umzusetzen. 
 
 In diesem Zusammenhang ist insbesondere für den Fall, dass an diesem Vorhaben mehrere 
 Arbeitgeber gleichzeitig oder nacheinander tätig werden, ein geeigneter Sicherheits- und 
 Gesundheitsschutzkoordinator zu bestellen sowie durch diesen eine Unterlage für spätere 
 Arbeiten an der baulichen Anlage zusammenzustellen. Eine damit erforderlichenfalls 
 verbundene Vorankündigung der Baumaßnahmen ist spätestens 14 Tage vor Baubeginn an 
 das Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern, Abteilung 
 Arbeitsschutz und technische Sicherheit, Dezernat Stralsund zu übersenden 
 (Baustellenverordnung – BaustellV) vom 10. Juni 1998 (BGBI. l S. 1283). 
 
 
13 Belange des Bergamtes Stralsund 
 
 Der Plangeltungsbereich liegt innerhalb der Bergbauberechtigung „Erlaubnis zur Aufsuchung 
 des bergfreien Bodenschatzes Erdwärme im Feld Tiefenstrom“. Inhaber dieser Erlaubnis ist 
 die Firma Eavor GmbH, Eschersheimer Landstraße 14, 60322 Frankfurt am Main. 
 
 Die Erlaubnis stellt lediglich einen Dritte ausschließenden Rechtstitel dar. Die 
 Bergbauberechtigung besagt noch nichts darüber, wie und unter welchen Voraussetzungen 
 der Inhaber seine Berechtigung ausüben darf. Die genannte Aufsuchungserlaubnis steht dem 
 geplanten Vorhaben nicht entgegen. 
 
 Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass auf dem Flurstück 32/2, Flur 2 der Gemarkung 
 Rubenow A sich eine frühere Kartierungsbohrung befindet, die der geologischen Erkundung 
 des Untergrundes diente. Diese hat folgende Koordinaten: 
 
 
 
 
 
 
  
 Es liegen keine Daten über die Zuverlässigkeit der ermittelten Lagekoordinaten des 
 Bohransatzpunktes vor. Das Vorhandensein von früheren Einrichtungen (z. B. Leitungen, 
 Kabel, Schlammgruben usw.) im Umfeld dieser genannten Bohrung kann nicht 
 ausgeschlossen werden. 
 

Bei Fragen zu dieser Bohrung kann sich an den geologischen Dienst beim Landesamt für 
 Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG M-V) gewendet werden. 

 
 

14 Belange des Hauptzollamtes Stralsund 
 
 Das Plangebiet befindet sich im grenznahen Raum (§ 14 Abs. 1 ZollVG i. V. m. § 1, Anlage 1 
 C der Verordnung über die Ausdehnung des grenznahen Raumes und die der Grenzaufsicht 
 unterworfenen Gebiete – GrenzAV). Insoweit wird vorsorglich auf das Betretungsrecht im 
 grenznahen Raum gemäß § 14 Abs. 2 ZollVG, welches auch während etwaiger Bauphasen 
 jederzeit gewährleistet sein muss, hin. 
 
 Darüber hinaus kann das Hauptzollamt verlangen, dass Grundstückseigentümer und  
 –besitzer einen Grenzpfad freilassen und an Einfriedungen Durchlässe oder Übergänge  
 einrichten, das Hauptzollamt kann solche Einrichtungen auch selbst errichten. 

 Auch in Gebieten, die nicht als kampfmittelbelastet ausgewiesen sind, können Einzelfunde 
 auftreten. Daher sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten 
 wider Erwarten Kampfmittel bei Arbeiten entdeckt werden, so sind die Arbeiten einzustellen, 
 der Fundort zu räumen und abzusperren. Nachfolgend hat die Meldung über den Notruf der 
 Polizei oder die nächste Polizeidienststelle an den Munitionsbergungsdienst M-V zu er-folgen. 
 Gemäß § 5 Abs. 1 Kampfmittelverordnung M-V ist die Fundstelle der örtlichen Ordnungs-
 behörde beim zuständigen Amt unverzüglich anzuzeigen. 
 
 
10 Belange des Forstamtes Neubrandenburg 
 
 Für bauliche Anlagen ist ein Abstand von 30m zum Wald einzuhalten (gem. §20 Abs. (1) 
 Landeswaldgesetz M-V (LWaldG)). 
 
 Der Bestandsschutz für die Gebäude, die nicht innerhalb des Plangeltungsbereiches liegen 
 gilt nur, solange die Gebäude selbst Bestand haben. 
 
 Die Regelungen der WaldBrSchVO (Waldbrandschutz-Verordnung) haben auch innerhalb des 
 Geltungsbereiches der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung ihre Gültigkeit. Hierbei sei 
 besonders auf die §§ 3 und 4 hingewiesen, wonach sämtliche feuerverursachenden 
 Handlungen, wie zum Beispiel Rauchen, Grillen oder das Betreiben von Feuerstellen 
 innerhalb eines Abstandes von 50 m zum Wald (für Nutzungsberechtigte auf ihren 
 Grundstücken 30 m) verboten ist.  
 
 
11 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 
 In dem Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. 
 
 Telekommunikationslinien/-anlagen werden gewöhnlich auf einer Grabensohle von 60 cm 
 ausgelegt. 
 
 Eine abweichende Tiefenlage ist wegen Kreuzungen anderer Anlagen, infolge nachträglicher 
 Veränderungen der Deckung durch Straßenumbauten und dergleichen sowie aus anderen 
 Gründen möglich. 
 
 In Kreuzungspunkten mit einer Telekommunikationslinie ist die genaue Tiefenlage durch 
 Querschlag zu ermitteln. Es ist die Originalüberdeckung wiederherzustellen, die Trassen-
 bänder sind über die Anlagen neu zu verlegen. Bei Freilegung der Telekommunikationslinien 
 während der Baumaßnahme sind diese durch geeignete Maßnahmen zu schützen und zu 
 sichern. 
 
 Durch das geplante Vorhaben sind keine bedingten Änderungen an den Anlagen der Telekom 
 erkennbar. Eine Erweiterung des Telekommunikationsnetzes ist im Rahmen des  
 geplanten Vorhabens nicht geplant. 
 
 Sollte eine Umverlegung der vorhandenen Telekommunikationslinien erforderlich sein, ist dies 
 mindestens 16 Wochen vor Baubeginn bei der Telekom anzuzeigen. Die Kosten sind vom 
 Veranlasser zu tragen. 
 
 Die Kabelschutzanweisung ist zu beachten. 
 
 Anfragen zur Einholung von „Schachtscheinen“ bzw. dem „Merkblatt über Aufgrabung  
 Fremder“ können von den ausführenden Firmen nur noch kostenpflichtig unter: 
 Planauskunft.Nordost@telekom.de gestellt werden. 

 

VERFAHRENSVERMERKE 
 
 
  1. Die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Rubenow 

der Gemeinde Boldekow w ird  aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung 
Boldekow vom  27.07.2021 aufgestellt. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses ist durch Abdruck im  Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land am 15.12.2021 und im  
Internet unter https://amt-anklam-land.de/bauleitplanung/bauleitplanung-boldekow/ erfolgt.  

 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  2. Die Gemeindevertretung Boldekow hat in ihrer Sitzung am 15.02.2022 den Entwurf der Klar-

stellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Rubenow der  
Gemeinde Boldekow mit Begründung gebilligt und zur Auslegung bestimmt.  

 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
  3. Der Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Orts-

teil Rubenow der Gemeinde Boldekow, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
(Teil B) sowie der Begründung, lag gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 30.05.2022 bis zum 01.07.2022 während folgender Zeiten 

 
  Montag  08:30 -  12:00 Uhr 
  Dienstag 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr 
  Mittwoch 08:30 – 12:00 Uhr 
  Donnerstag 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr 
  Freitag  08:30 – 12:00 Uhr 
 
 zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus.  
 
 Der Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Orts-

teil Rubenow der Gemeinde Boldekow sowie die Begründung sind auch im Internet über die Inter-
netseite des Amtes Anklam-Land unter der Adresse https://amt-anklam-
land.de/bauleitplanung/bauleitplanung-boldekow/ eingestellt.  

  
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen von jedermann während der 
Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können und dass nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Satzungsplan unberück-
sichtigt bleiben können, am 18.05.2022 im amtlichen Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land orts-
üblich bekannt gemacht worden.  

 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 

4. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 13 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 10.06.2022 und 13.06.2022 zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und über die öffentliche Beteiligung in Kenntnis gesetzt 
worden. Die Beteiligung der Nachbargemeinden erfolgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB.  

 
 

Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel 
 
 
 
5. Der Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Orts-

teil Rubenow der Gemeinde Boldekow wurde geändert. 
 Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 a 

Abs. 3 BauGB mit Schreiben vom 20.03.2024 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert  
worden. Die Beteiligung der Nachbargemeinden erfolgte gemäß § 2 Abs. 2 BauGB.  

 
 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel 
 
 
 
6.  Der geänderte Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang be-

bauten Ortsteil Rubenow der Gemeinde Boldekow, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Text (Teil B) sowie der Begründung und die nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen waren gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB in der 
Zeit vom 25.03.2024 bis zum 26.04.2024  im Internet auf der Internetseite des Amtes Anklam Land 
unter der Adresse https://amt-anklam-land.de/bauleitplanung/bauleitplanung-boldekow/ veröffent-
licht.  

 
 Zusätzlich liegt der geänderte Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung während der  

folgenden Dienststunden  
 
   Montag  von 07:00 – 12:00 Uhr und 12:30 Uhr – 15:00 Uhr 
   Dienstag von 07:00 – 12:00 Uhr und 12:30 Uhr – 18:00 Uhr 
   Mittwoch von 07:00 – 12:00 Uhr und 12:30 Uhr – 15:00 Uhr 
   Donnerstag von 07:00 – 12:00 Uhr und 12:30 Uhr – 15:00 Uhr 
   Freitag  von 07:00 – 12:00 Uhr 
 
 Im Amt Anklam-Land, Hauptstraße 75, 17398 Ducherow, Sachbereich Bauleitplanung/ Allgemeine 

Bauverwaltung zu jedermann Einsicht aus. 
 

Die Beteiligung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen von jedermann während der Beteili-
gungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Satzungsplan unberücksichtigt 
bleiben können, am 13.03.2024 im amtlichen Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land ortsüblich 
bekannt gemacht worden.  
 
 
 

7. Der geänderte Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang be-
bauten Ortsteil Rubenow der Gemeinde Boldekow wurde erneut geändert. 

 Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 a 
Abs. 3 BauGB mit Schreiben vom …………. zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 

 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel 
 
 
 
 
 
 
8.  Der erneut geänderte Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammen-

hang bebauten Ortsteil Rubenow der Gemeinde Boldekow, bestehend aus der Planzeichnung (Teil 
A) und dem Text (Teil B) sowie der Begründung und die nach Einschätzung der Gemeinde wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen waren gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB 
in der Zeit vom 25.03.2024 bis zum 26.04.2024  im Internet auf der Internetseite des Amtes Anklam 
Land unter der Adresse - https://amt-anklam.de/bauleitplanung/bauleitplanung-boldekow/ - sowie 
des Bau- und Planungsporttals M-V unter der Adresse - https://www.bauportal-
mv.de/bauportal/Bauleitplaene - veröffentlicht.  

 
 Zusätzlich liegt der erneut geänderte Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung während 

der folgenden Dienststunden  
 
   Montag  von 07:00 – 12:00 Uhr und 12:30 Uhr – 15:00 Uhr 
   Dienstag von 07:00 – 12:00 Uhr und 12:30 Uhr – 18:00 Uhr 
   Mittwoch von 07:00 – 12:00 Uhr und 12:30 Uhr – 15:00 Uhr 
   Donnerstag von 07:00 – 12:00 Uhr und 12:30 Uhr – 15:00 Uhr 
   Freitag  von 07:00 – 12:00 Uhr 
 
 Im Amt Anklam-Land, Hauptstraße 75, 17398 Ducherow, Sachbereich Bauleitplanung/Allgemeine 

Bauverwaltung zu jedermann Einsicht aus. 
 
 Die öffentliche Beteiligung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen von jedermann während der 

Beteiligungsfr is t elektronisch per E-Mail an info@amt-anklam-land.de, bei Bedarf auch auf  
anderem Weg (zum Beispiel schriftlich vor Ort oder postalisch unter der oben genannten Adresse) 
abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Satzungsplan unberücksichtigt bleiben können, am ……….. im amtlichen 
Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land ortsüblich bekannt gemacht worden. 

 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 

 
 
9. Die Gemeindevertretung Boldekow hat in ihrer Sitzung am …………..die vorgebrachten Stellung-

nahmen der Öffentlichkeit und die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen 
Träger öffentlicher Belange geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.  

 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel 
 
 
 
10. Die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Rubenow 

der Gemeinde Boldekow wurde am ……………….. von der Gemeindevertretung Boldekow beschlos-
sen. Die Begründung zur Satzung wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung Boldekow vom 
………………. gebilligt.  

 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel  
 
 
 
11. Der katastermäßige Bestand am …………………. wird als richtig bescheinigt. Hinsichtlich der lage-

richtigen Darstellung der Grenzpunkte und Grenzen gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob 
erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstab 1 : ….. vorliegt. Regressansprüche können 
nicht abgeleitet werden.  

 
 
 Hansestadt Anklam, ................. 
      Kataster- und  
      Vermessungsamt     Siegel  
 
     

  12. Die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Rubenow   
  der Gemeinde Boldekow wird hiermit ausgefertigt.  

 
 
 Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel 
 
 
 
  13. Die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Rubenow  

  der Gemeinde Boldekow ist im amtlichen Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land am …………….  
  ortsüblich bekannt gemacht worden.  

 
  Die Bekanntmachung und die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang  
  bebauten Ortsteil Rubenow der Gemeinde Boldekow  mit der Begründung ist auch auf der Internet 
  seite des Amtes Anklam-Land unter der Adresse - https://amt- 
  anklam.de/bauleitplanung/bauleitplanung-boldekow/ - sowie des Bau- und Planungsportals M-V  
  unter der Adresse - https://www.bauportal-mv.de/bauportal/Bauleitplaene - eingestellt.  

 
   Die Stelle, bei der die Satzung auf Dauer während der Dienstzeiten von jedermann eingesehen  

  werden kann und über deren Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurde ebenfalls am ………… im amt- 
  lichen Mitteilungsblatt des Amtes Anklam-Land bekannt gegeben. In der Bekanntmachung ist auf die  
  Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Ab- 
  wägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen  
  von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) sowie auf Bestimmungen des § 5 Abs. 5 der  
  Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 13. Juli 2011 (GVOBl.  
  M-V S. 777), in Kraft getreten gemäß Artikel 3 Abs. 1 dieses Gesetzes am 05.09.2011, hinge- 
  wiesen worden.  

 
   Die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Rubenow  

  der Gemeinde Boldekow tritt mit Ablauf des …………………….. in Kraft.  
 
 
   Boldekow, ............................. 
      Der Bürgermeister     Siegel  
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